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2010 noch nicht zu signifi kanten 
Ausgabeneinsparungen kommen 
könnte, so müssten jedoch die 
Überlegungen bezüglich Struktur-
reformen jetzt schon eingeleitet 
werden. Überdies müssen protek-
tionistische Tendenzen verhindert 
werden. Zweites prioritäres Thema 
im Wirtschafts- und Finanzbereich 
ist die Fortsetzung der Arbeiten 
an der europäischen Finanzmarkt-
aufsicht: Die spanische Präsident-
schaft verfolgt eine rasche Verab-
schiedung des Pakets und hofft auf 
einen Abschluss vor Juni 2010.

Energie Energiesicherheit soll 
einen Schwerpunkt auf der Agen-
da des spanischen Ratsvorsitzes 
darstellen. Ein zügiger Abschluss 
der Verhandlungen zur Gasversor-
gungssicherheit sowie eine weitere 
Verbesserung der Energieeffizi-
enz stehen dabei im Vordergrund. 
Weiteres Augenmerk im Energie-
bereich liegt auf der Elektromobi-
lität.
Eine wichtige Aufgabe wird die 
Evaluierung der Ergebnisse der 
Klimakonferenz in Kopenha-
gen im Dezember 2009 darstel-
len. In Kopenhagen wird es nur 
eine politische Orientierung, je-
doch kein rechtlich verbindliches 

Klimaschutzabkommen geben, da 
keine entsprechenden Verpflich-
tungserklärungen der großen In-
dustriestaaten, im Besonderen der 
USA, im Vorfeld der Klimakonfe-
renz erfolgt sind. Der EU-Staats-
sekretär unterstrich dabei, dass es 
eines globalen Abkommens bedarf,  
dass jedoch Europa weiterhin die 
Führungsposition innehalten müs-
se. IV-GS Beyrer betonte in die-
sem Zusammenhang, dass die EU 
ihr Klimaziel von 20 % auf keinen 
Fall verschärfen darf, wenn nicht 
wirklich alle anderen industriali-
sierten Länder sich nachvollzieh-
bar gleiche Ziele setzen. Die Aus-
wirkungen einer verschärften euro-
päischen Klimazielsetzung auf In-
dustrie und Unternehmen müsste 
auf jeden Fall vor einer Beschluss-
fassung abgeschätzt werden.
Der schon seit Anfang 2009 erwar-
tete Kommissionsvorschlag zum 
Budget-Review wird nun voraus-
sichtlich unter spanischem Vorsitz 
im Frühling veröffentlicht werden. 
Es wird eine intensive Diskussion 
zur Modernisierung des Budgets 
nach 2013, auch als Vorarbeit für 
die Verhandlungen zum Finanz-
rahmen ab 2014, stattfinden. Die 
europäische Industrie unterstützt 
den spanischen Ansatz, die Bud-

getdiskussion neu zu entfachen. 
Gerade in Zeiten der Finanzkrise 
muss sichergestellt sein, dass sich 
die politischen Prioritäten auch in 
den Ausgaben 
widerspiegeln. 
Daher fordert 
d ie  IV mehr 
Mittel für Pro-
gramme, die die 
Wettbewerbsfä-
higkeit und da-
mit Wachstum 
und Beschäfti-
gung fördern, mehr Mittel für For-
schung und Entwicklung, Infra-
struktur und Bildung. Außerdem 
muss die Effektivität der Ausgaben 
besser gesichert werden.

Institutionelles Neuland Spanien 
betritt auch institutionelles Neu-
land, das Land hat die erste Präsi-
dentschaft inne die auf Basis des 
Lissabon-Vertrags agiert. Das Land 
steht damit vor der Aufgabe, die 
neuen Entscheidungsabläufe, Ins-
trumente und institutionellen Än-
derungen, die mit dem Vertrag ge-
schaffen wurden, mit Leben zu er-
füllen. <

Ute Teufelberger; 
u.teufelberger@iv-net.at

Prioritäres Thema der spanischen EU-Präsidentschaft wird die 
Überarbeitung der Wachstums- und Beschäftigungsstrategie sein.

Die EU darf ihr Klimaziel von 20 % auf 
keinen Fall verschärfen, wenn nicht 
wirklich alle anderen industrialisierten 
Länder sich nachvollziehbar gleiche 
Ziele setzen. 
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ie Reichen werden immer reicher, die Armen 
werden immer ärmer“: Aussagen wie diese 
haben die verteilungspolitische Debatte der 
vergangenen Jahre in der Öffentlichkeit ge-

prägt. Die Diskussion über die stärkere Besteuerung 
von „Reichen“ hat im Zuge der Krise an Intensität ge-
wonnen. Der Slogan „Wir zahlen nicht für eure Kri-
se!“ ist dafür symptomatisch. Politiker versuchen zu-

nehmend, durch Umverteilungsfor-
derungen an politischem Profi l zu 
gewinnen. Auch in den Medien hat 

das Thema Umverteilung zuletzt an Konjunktur ge-
wonnen – vielfach allerdings mit kritischem Unter-
ton gegenüber den Umverteilungspopulisten. „Die 
Skepsis ist berechtigt. Österreich ist bereits Umver-
teilungsweltmeister. Wir müssen jetzt wieder die Ba-
lance in die andere Richtung fi nden – zu jenen, die 

FAIRNESS FÜR LEISTUNG Österreich ist Solidaritäts-
Weltmeister. Umso wichtiger ist Fairness für jene, 
die Leistung erbringen und soziale Sicherheit erst 
möglich machen. Österreich braucht statt einer 
Umverteilungs debatte von gestern eine Fairness-
debatte für morgen. 

Umverteilung
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nehmend, durch Umverteilungsfor-
derungen an politischem Profi l zu 

das Thema Umverteilung zuletzt an Konjunktur ge-

Balance wiederfi nden

UMVERTEILUNGUMVERTEILUNG
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Veränderung des realen Nettolohns (Arbeitsein-
kommen) einer Person entscheidend, sondern 
sein „verfügbares Haushaltseinkommen“ (inklu-

sive sozialer Transfers in einem ge-
meinsamen Haushalt). Zwar stiegen 
die Nettoreallöhne seit 1999 nur um 
2,2 % (auf 1.710 € pro Monat im Jahr 

2008), die „verfügbaren Haushaltseinkommen“ 
(ebenfalls infl ationsberei nigt) stiegen jedoch um 
8,9 % auf 3.381 € pro Monat im Jahr 2008.

   Die Umverteilung zwischen Steuerzahlern und 
Transferempfängern hat in Österreich rasant 
zugenommen. Heute bestehen bereits knapp 43 % 
der heimischen Wertschöpfung (BIP) aus Steuern 

und Abgaben. Fast drei Viertel davon, nämlich 
28,5 % des BIP, fl ießen heute in soziale Transfers. 

   Das Lohn- und Einkommensteuersystem in Österreich 
ist stark progressiv gestaltet. Die obersten 10 % der 
Einkommensbezieher tragen rund 58 % der Einkom-
mensteuerleistung. Das oberste Prozent der Einkom-
mensbezieher erwirtschaftet 9 % des Einkommens, 
zahlt aber 20 % der gesamten Einkommensteuerlei-
stung. Auf die gesamte untere Hälfte (50 %) der Ein-
kommensbezieher entfallen nur knapp 1,6 % des 
Einkommensteueraufkommens. 48 % aller österrei-
chischen Einkommensbezieher sind überhaupt von 
der Lohnsteuer befreit. Dieser Anteil hat sich seit 
1970 mehr als verdreifacht.

   Trotz Steuerreformen in den vergangenen Jahr-
zehnten hat sich der Progressionsgrad der Lohn-
steuer nicht verringert, sondern er hat sich so-
gar wesentlich erhöht. Im Jahr 2000 mussten die 
Haushalte im oberen Einkommensdrittel 
durchschnittlich noch 15,5 % ihres 
Markteinkommens an Lohnsteuer 

durch ihre Leistungen das bestens ausgebaute So-
zialsystem erst möglich machen“, erklärt IV-Präsi-
dent Veit Sorger. 

Industrie zahlt für Krise Auch die Ar-
gumentation, dass Arbeitnehmer und 
Pensionisten durch die Krise zur Kasse gebeten wür-
den, ist nicht nachvollziehbar: Sofern man nicht ge-
rade arbeitslos geworden ist, profi tiert man eher von 
den gestiegenen Ausgaben des Staates. Neben Ar-
beitnehmern und Pensionisten zählen auch Beam-
te zu jenen, die defi nitiv nicht für die Krise bezahlt 
haben. Ganz anders sieht es da schon in der Indus-
trie aus. Sie wurde von der Krise am schwersten ge-
troffen. Selbstständige und vor allem Exporteure ge-
hören ebenfalls zu jenen, die mit den Auswirkungen 
der Krise massiv zu kämpfen haben. 
IV-Präsident Veit Sorger: „Wir als Industrie sind für 
eine Diskussion über Verteilungsgerechtigkeit sehr 
zu haben. Aber diese Debatte muss seriös und um-
fassend geführt werden. Wenn sich Leistung nicht 
mehr lohnt, gerät der Wirtschafts- und Arbeitsstan -
dort  Österreich rasch auf die Verliererstraße.“ In der 
Tat zeigt sich, dass das Thema Umverteilung in Ös-
terreich in seinen Dimensionen massiv unterschätzt 
wird: 
   Eine Minderheit erwirtschaftet in Österreich die 

Konsummöglichkeiten für die Mehrheit. Von den 
8,2 Millionen Einwohnern sind in Österreich we-
niger als die Hälfte (rund 48 %) aktive Erwerbsper-
sonen. Mehr als die Hälfte (52 %) sind nicht er-
werbstätig. 

   Unter den rund 3,9 Millionen Erwerbstätigen sind 
rund 2 Millionen Nettotransferbezieher. Sie zah-
len weniger Lohn- und Einkommensteuer, als sie 
an Transferleistungen bekommen. Daher ist weni-
ger als die Hälfte der aktiven Bevölkerung in Ös-
terreich Nettotransferzahler. Gemessen an der Ge-
samtbevölkerung (8,2 Mio.) sind es sogar nur weni-
ger als ein Viertel. Bezogen auf die Gesamtbevölke-
rung schultert somit jeder Nettotransferzahler drei 
Nettotransferbezieher.

   Die österreichischen Haushaltseinkommen sind 
nicht – wie immer behauptet – gesunken, son-
dern gestiegen. Für mehr Kaufkraft ist nicht die 

IN KÜRZE  
Nicht die Beamten oder Pensionisten haben durch die Krise am stärksten verloren. 

Es sind Selbstständige und Menschen, die sich etwas geschaffen haben – und damit vor allem jene 

Leistungsträger, die die Umverteilung fi nanzieren. Ein neues Konzept der Umverteilung muss das 

berücksichtigen, damit auch in der Zukunft Mittel zur Verteilung geschaffen werden können.

steuer nicht verringert, sondern er hat sich so-
gar wesentlich erhöht. Im Jahr 2000 mussten die 
Haushalte im oberen Einkommensdrittel 

Ungleichgewicht bekämpfen

sein „verfügbares Haushaltseinkommen“ (inklu-
sive sozialer Transfers in einem ge-

die Nettoreallöhne seit 1999 nur um 
2,2 % (auf 1.710 € pro Monat im Jahr Pensionisten durch die Krise zur Kasse gebeten wür-

Selbstständige stark getroffen

„Wenn sich Leistung nicht mehr lohnt, gerät der 
Wirtschafts- und Arbeitsstandort Österreich rasch 
auf die Verliererstraße.“
IV-Präsident Veit Sorger



Umverteilung

zahlen („Lohnsteuerquote“). Im Jahr 2005 waren es 
bereits 16,4 %. 

   Die Steuern und Abgaben auf den Faktor Kapi-
tal trugen in den vergangenen Jahren immer mehr 
zum gesamten Steuerkuchen und damit zur Finan-
zierung sozialer Transfers bei – und 
zwar mehr als die Steuern und Ab-
gaben auf den Faktor Arbeit. Laut 
EU-Kommission ist der Steuerauf-
kommensanteil auf Kapital (inkl. Unternehmens-
gewinne) seit 1995 (bis 2007) um 6,4 % gestiegen 
und der Steueraufkommensanteil auf Arbeit um 
3,5 % gesunken. Das Steueraufkommen aus der 
Körperschaftsteuer hat sich versiebenfacht. 

   Unternehmen werden viel stärker steuerlich be-
lastet als Lohnsteuerpflichtige. Die tatsächliche 
Lohnsteuerbelastung aller Lohnsteuerpfl ichtigen – 
also der effektive Durchschnittssteuersatz auf alle 
Löhne und Pensionen – ist mit 15,4 % um ein Drit-
tel niedriger als der effektive Unternehmenssteuer-
satz. Er liegt laut EU-Kommission bei 24,8 %.

   Umverteilung fi ndet in Österreich maßgeblich über 

die Staatsausgaben statt, die wiederum nichts an-
deres sind als Steuereinnahmen. Das untere Ein-
kommensdrittel in Österreich zahlt nur 13 % des 
Steuer- und Abgabenaufkommens, bekommt je-

doch 43 % der Staatsausgaben für 
soziale Transfers. Das obere Einkom-
mensdrittel trägt hingegen 59 % der 
Abgabenlast und bezieht dafür nur 

25 % der gesamten Leistungen. Vor  gut 20 Jah-
ren haben die 10 % ärmsten Haushalte noch mehr 
Markteinkommen erzielt, als sie Transfers erhalten 
haben – heute bekommen sie bereits fast 2,5-mal 
mehr an sozialen Transfers, als sie an Marktein-
kommen erwirtschaften.

   Der Anteil der Transferleistungen an den verfüg-
baren Einkommen der Haushalte ist mit 36,6 % so 
hoch wie in keinem anderen OECD-Land (Durch-
schnittswert: 22 %). Damit wird genau ein Drittel 
des verfügbaren Haushaltseinkommens in Öster-
reich nicht durch Markteinkommen erwirtschaftet, 
sondern im Zug der Umverteilung vom Staat über-
wiesen.

   Österreich ist bei den Pro-Kopf-Sozialschutzaus-
gaben im EU-Spitzenfeld. Mit knapp 8.844 € gibt 
jede Österreicherin und jeder Österreicher um 
39 % mehr für den Sozialschutz aus als der durch-
schnittliche EU-Bürger (6.394 €).

   Nach Steuern und sozialen Transfers verfügt das un-
terste Einkommensdrittel in Österreich über 149 % 
des ursprünglichen Markteinkommens, das mittle-
re Drittel über 95 % und das oberste Drittel sogar 
nur mehr über 74 % des ursprünglich erwirtschaf-
teten Markteinkommens. Bei den Einkommen in-
klusive sozialer Transfers geht die vielzitierte „Ein-
kommensschere“ nicht auseinander, sondern sie 
wird durch das großzügige Umverteilungssystem 
sogar eine „Umverteilungszange“.

   Bei den real verfügbaren Einkommen der Haus-
halte – also den Einkommen nach dem Umver-
teilungsprozess – ist der „Gini-Koeffi zient“ nicht 
nur seit Jahren rückläufi g (immer gleichmäßigere 
Verteilung), sondern er liegt auch im EU-Spitzen-
feld: Im EU-15-Vergleich sind nur die Einkommen 
in Schweden und Dänemark (Gini-Koeffi zient von 
0,24) noch gleicher verteilt als in Österreich (0,25). 
Der EU-Durchschnitt liegt bei 0,29. 
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zum gesamten Steuerkuchen und damit zur Finan- doch 43 % der Staatsausgaben für 
soziale Transfers. Das obere Einkom-

25 % der gesamten Leistungen. Vor  gut 20 Jah-

Ungleiche Steuerlast

Die Verlierer der Krise
Veränderung (nominell) Juli 2008 bis Juni 2009

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte (insgesamt) +1,9 %

+ 3,7 %

+ 4,8 %

-2,8 %

-9,2 %

-12,8 %

-25,7 %

davon:
Arbeitnehmerentgelte

Sozialleistungen (inkl. Pensionen)

Selbstständigeneinkommen

Vermögenseinkommen*

Industrieproduktion
(ohne Bauwesen)

Waren-
exporte

*ohne Kursverluste (nur Dividenden und Zinsen) Quelle: Statistik Austria (VGR, Konjunkurstatistik)



   Österreich hat mit 12,6 % des BIP die zweithöchs-
ten Pensionsausgaben aller OECD-Staaten. Bei der 
Ersatzrate liegt Österreich sogar an der Spitze. Ein 
Durchschnittsverdiener erhält laut OECD nach 
vollständiger Erwerbskarriere durch die Alters-
sicherung 80,1 % des Bruttoarbeitseinkommens. 
Auch hier fi ndet Umverteilung statt: Das aktuelle 
Pensionssystem verspricht dem „ärmeren“ öster-
reichischen Pensionisten eine Pension von fast 
11-mal seines durchschnittlichen Bruttojahresge-
halts, während dem „reicheren“ Pensionisten nur 
mehr 7,4-mal seines durchschnittliches Nettojah-

resgehalts an Pensions-
zusagen gemacht wer-
den.

   Umverteilung findet auch in der Krankenversi-
cherung statt. 98,8 % der Bevölkerung sind heu-
te in Österreich durch die soziale Krankenversi-
cherung geschützt. Damit hat Österreich eines der 
dichtesten öffentlichen Krankenversicherungs-
netze der Welt. Da die Beiträge der unteren Ein-
kommensschichten zur Krankenversicherung bei 
weitem nicht den konsumierten Leistungen ent-
sprechen, ist bei der Krankenversicherung auch 
die soziale Umverteilung besonders ausgeprägt. 
Das untere Einkommensdrittel zahlt bei gleichen 
bezogenen Leistungen fast fünfmal weniger an Bei-
trägen ein als das obere Drittel.

   Bei der Arbeitslosenversicherung wird noch mas-
siver von oben nach unten umverteilt als bei der 

Krankenversicherung. Während das untere Drit-
tel der Haushalte nur 12 % des Volumens der Ar-
beitnehmerbeiträge zahlt und das obere Drittel 
57 %, sieht die Diskrepanz bei den Leistungen 
noch drastischer aus: Fast 89 % der Arbeitslosen-
gelder und der Notstandshilfe fl ießen in das untere 
Drittel der Haushalte und nur knapp 2 % ins obere 
Drittel. Das bedeutet, ein Arbeitnehmer im oberen 
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Einkommensdrittel fi nanziert mit seinen Beiträgen 
(inkl. der Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnah-
me der Leistung) die Versicherungsprämien von 28 
Arbeitnehmern im mittleren und unteren Drittel.

Leistungsträger stärken „Die Fakten zeigen klar, 
dass der Umverteilungsmotor in Österreich mehr 
denn je auf Hochtouren läuft. Die Herausforde-
rung liegt jetzt darin, Fairness für die Leistungsträ-
ger zu sichern und sie zu entlasten. Denn sie fi nan-
zieren Sozialstaat und Umverteilungssystem. Ohne 
ihre Leistung gibt es nichts umzuverteilen“, so IV-
Generalsekretär Markus Beyrer. Fairness gegenüber 
den Leistungsträgern von heute und morgen heißt 
aus Sicht der IV natürlich auch, bei der „Hackler-
regelung“ und der Invaliditätspension rasch auf die 
Bremse zu steigen. Beyrer: „Auch die Themen Stu-
diengebühren und Zugangsbeschränkungen müssen 
bei einer Fairnessdebatte offen angesprochen wer-
den. Die Abschaffung der Studienbei-
träge hat schließlich keineswegs dazu 
beigetragen, Kinder von einkommens-
schwachen und bildungsfernen Schich-
ten an die Universitäten zu bringen. Im Gegensatz 
dazu sind FH sozial ausgewogener – und das bei re-
guliertem Zugang!“ <

bei einer Fairnessdebatte offen angesprochen wer-

Soziale Ausgewogenheit

den.

Verteilung von oben nach unten

FAZIT
Österreich braucht in vielen 

gesellschaftlichen Bereichen 

keine Umverteilungsdebatte von 

gestern, sondern eine Fairness-

debatte für morgen. Denn nur 

wo es ausreichend Fairness für 

Leistung gibt, ist soziale Sicher-

heit nachhaltig fi nanzierbar.

„Die Herausforderung liegt darin, 
Fairness für die Leistungsträger zu 
sichern.“ IV-Generalsekretär Markus Beyrer

WEB-TIPP
Die IV-Broschüre „Wohlstand, Armut & Umverteilung“ fi nden Sie unter
   www.iv-net.at/publikationen

Österreich braucht in vielen 

gesellschaftlichen Bereichen 

keine Umverteilungsdebatte von 

gestern, sondern eine Fairness-

debatte für morgen. Denn nur 

wo es ausreichend Fairness für 

Leistung gibt, ist soziale Sicher-

heit nachhaltig fi nanzierbar.
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IV NEWS Buchtipps, IV und Garde

Fo
to

s:
 J

ür
ge

n 
Ch

ris
ta

nd
l

Unternehmer – Verkannte Elite. Von der Kleptokratie zur Merito-
kratie Unternehmer sind eine verkannte Elite, schreibt der Unternehmer 
und Berater Axel Glöggler in seiner spannenden Streitschrift gegen 
Staatswirtschaft. Unternehmer zeichnen sich dadurch aus, dass sie un-
ter existenziellem Risiko etwas Neues schaffen. Damit der Unternehmer 
als „schöpferischer Zerstörer“ auch zur Wohlfahrt der Allgemeinheit 

wirken kann, bedarf es Freiheit und Ordnung. Unter 
bürokratischen Zwängen könne sich der Unternehmer 
nicht entfalten. Des Autors idealtypische Erscheinungs-
form des Unternehmertums sind die „hidden cham-
pions“ – jene erfolgreichen (Familien-)Unternehmen, 
die ein großer Fisch in einem kleinen Teich sein wollen. 
Axel Glöggler, Unternehmer – Verkannte Elite? Von 
der Kleptokratie zur Meritokratie, 416 Seiten, Olms 
Verlag, € 18,–

Marke Europa Eine Marke ermöglicht nach der 
gängigen Defi nition den „Konsumenten Identi-
fi kation, Zuordnung und Einordnung“ mit dem 
Ziel, eine Vertrauensbindung zwischen Kunden 
und Marke herzustellen. Dahingehend erweist 
sich die Suche nach der „Marke Europa“ in 
Österreich als ziemlich kühnes Unterfangen. 
22 Persönlichkeiten legen in diesem Buch ihre 
Sicht der europäischen Lage dar, zum Teil vom Standpunkt der Akteure, 
zum Teil von jenem der Beobachter auf den verschiedenen Ebenen.
Hrsg. Dr. Reinhard Christl, Clemens Hüffel, Anneliese Rohrer: 
Studienreihe: FH Wien-Studiengang Journalismus, Marke Europa 
(Medienwissen für die Praxis Bd. 4), 144 Seiten, € 19,–

Leere Kassen. Neue Lasten Im Zug der Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise ist in vielen Wortmeldungen aus Politik und Gesellschaft eine neue 
Rhetorik zu hören, die ein „Zurück“ zu den Werten des Mittelstands 
verordnet. Gleichzeitig werden die Lasten auf die mittelständischen 
Unternehmen schwerer. Parallel dazu wird das Klima immer unter-

nehmerfeindlicher. Wird die Anspruchsschraube weiter 
zugedreht, droht der Kollaps des Systems. Das vorliegende 
Buch zeigt, wo akuter Handlungsbedarf besteht und wo ein 
rasches Umdenken gefordert ist, um die Leistungen der 
Unternehmen für die Zukunft zu sichern.
Mag. Nikolaus Kimla, Leere Kassen Neue Lasten, 
Schluss mit der Überforderung der Klein- und Mittel-
betriebe, 184 Seiten, € 19.95

Land der Pointen: Österreich – Die besten Bonmots aus Politik, 
Geschichte und Kultur Der langjährige ORF-Journalist Gerhard Vogl 
ist Besitzer eines Archivs von Anekdoten, Pointen und Bonmots über 
und aus Österreich. Mit Politikern und Mediengranden seit Jahrzehnten 
befreundet, versorgen auch diese ihn mit pikanten Details aus dem 
Innenleben der Republik. Von Opernball bis Mozart, von Eisenbahn bis 
Abfangjäger, von Adel bis Partei, von Klassenkampf bis Seitenblicke – 
nichts entgeht seinem Spürsinn für die gute Pointe. In der Gesamtschau 
ergibt das ein Bild des Landes und seiner Bewohner, 
über das man schmunzeln kann, das man aber ernst 
nehmen sollte.
Gerhard Vogl,  Land der Pointen: Österreich –  Die 
besten Bonmots aus Politik, Geschichte und Kultur, 
288 Seiten, € 24,90; Verlag Kremayr & Scheriau 

„Reden, die die Welt veränderten“ Es sind oft wenige Worte, die ent-
scheiden. Reden, die Geschichte schreiben. Oft bleibt von großen Leben 
ein Satz: Winston Churchill und sein „Blood, toil, tears, and sweat“, 
John F. Kennedys Bekenntnis „Ich bin ein Berliner“ oder Ronald Rea-
gans Aufforderung: „Herr Gorbatschow, reißen Sie diese Mauer nieder.“ 
Der jetzige amerikanische Präsident Barack Obama verdankt seinen Er-
folg vor allem drei Worten: „Yes, we can!“ Worte haben 
Kriege begonnen und Frieden geschaffen. Dieses Buch 
handelt von Reden, die Geschichte gemacht haben.
Gerhard Jelinek, „Reden, die die Welt veränderten“, 
312 Seiten, gebunden, € 19,95 

„Mehr Freiheit – Mehr Verantwortung. Von 
der Vertrauensgesellschaft und wie wir uns 
von der Lüge des Vollkaskostaates befreien“ 
Dieser umfassende Essay zeigt auf, dass die 

Relationen zwischen Freiheit und Verantwortung in unserer 
Gesellschaft nicht stimmen. Unsere Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung hat ein gefährliches Anreizsystem entwickelt: Es belohnt 
problematisches und bestraft wünschenswertes Verhalten. In der Folge 
werden Reformen blockiert, die Superverschuldung des Staates wächst 
weiter. Ein Plädoyer für mehr Freiheit und mehr Verantwortung, für 
mehr Sicherheit und mehr Risiko. Ein Beitrag zur aktuellen politischen 
Debatte, eine Aufforderung zum Nachdenken und zum Handeln.
Harald Mahrer, Mehr Freiheit – Mehr Verantwortung. Von der Ver-
trauensgesellschaft und wie wir uns von der Lüge des Vollkasko-
staates befreien., novum pro Verlag, 120 Seiten, € 14,90

nehmerfeindlicher. Wird die Anspruchsschraube weiter 
zugedreht, droht der Kollaps des Systems. Das vorliegende 

Unternehmertum im Blickpunkt
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Plädoyer für den Mittelstand Österreich in Pointen

Die Macht des gesprochenen Wortes

Freiheit und Verantwortung



GELEBTE ZUSAMMENARBEIT Industriellenvereinigung und Garde erneuerten 
bei einem Festakt im Haus der Industrie ihre seit 30 Jahren bestehende 
Partnerschaft.

1: Der Große Festsaal im Haus der Industrie lieferte den 
feierlichen Rahmen für den Festakt „30 Jahre Partnerschaft“ 
2: Motoren der Partnerschaft: Garde-Kommandant Oberstleut-
nant Stefan Kirchebner und IV-Generalsekretär Markus Beyrer 
3: Nach neuerlicher Beurkundung der Partnerschaft zwischen 
Garde und IV wurde die Urkunde von einem Beamten der 
Staatsdruckerei mit dem Siegel der Garde versehen. 4: Der 
Kommandant der Garde, Oberstleutnant Stefan Kirchebner, 
IV-Präsident Veit Sorger und IV-Generalsekretär Markus Beyrer 
mit den besiegelten Urkunden. 5: Insignientrupp mit Fahnenoffi -
zieren, Fahne und Signalhorn. 6: Zur Feier des Tages blies die 
Gardemusik unter der Leitung von Kapellmeister Oberstleutnant 
Bernhard Heher den „Großen österreichischen Zapfenstreich“ 
und den „Marsch der Industriellenvereinigung“. 7: Generalvikar 
Monsignore Franz Fahrner weihte im Anschluss an den Festakt 
das neue „Gardezimmer“ im Haus der Industrie ein.

IV und Garde: 
Partner seit 30 Jahren

1 2

3

5

4

6 7

Die Besucher 
wurden von einem 

Ehrenspalier der 
Garde empfangen.
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Unimisere, Studentenproteste, chaotische Entscheidung über den EU-
Kommissar – erfolgreiche, zukunftsorientierte Politik sieht anders aus!
Seit Jahren warnen Bildungsexperten und zahlreiche Institutionen – unter 
ihnen immer wieder auch die IV – vor einem Scheitern der heimischen 
Hochschulpolitik. Es ist noch immer nicht gelungen, den offensichtlichen 
Widerspruch zwischen begrenzten Budgets und Kapazitäten einerseits und 
der Steuerung des vermehrten Zustroms von Studierenden andererseits 
aufzulösen. Dass sich die Regierung nun angesichts der Proteste der Stu-
denten – damit haben diese zumindest einen kleinen positiven Effekt – zum 
Ziel bekennt, das Budget für die universitäre Ausbildung mittelfristig auf 
2 % des BIP zu heben, ist ja ganz nett. Wer die österreichische Politik kennt, 
bleibt jedoch zu Recht skeptisch. Ganz ähnlich haben sich die politischen 
Verantwortungsträger etwa auch stets zur Wichtigkeit von Forschung 
und Entwicklung bekannt. Die angesichts der Krise und des steigenden 
globalen Wettbewerbs notwendige Erhöhung der direkten und indirekten 
Forschungsförderung wird aber wohl ebenfalls weiter auf sich warten 

lassen. Da investieren wir doch viel lieber in veraltete staatliche Strukturen 
ineffi ziente bzw. überteuerte Sozial-, Pensions- und Gesundheitssysteme 
etc. Wen interessiert schon die Zukunft? Österreich gibt dem Adjektiv 
„konservativ“ einen ganz eigenen Sinn – unsere Politik konserviert alles, ob 
sinnvoll oder nicht.

Im Ausland macht das alles ohnehin schon lange kein gutes Bild mehr. Aber 
wer, wenn nicht die österreichische Politik, wäre fähig, dem Ganzen noch 
eins draufzusetzen: Das Partei-Hickhack um den künftigen österreichischen 
EU-Kommissar war einfach nur mehr peinlich. Sich dann auch noch hinzu-
stellen und großmundig ein „Zukunftsressort“ zu verlangen, grenzt schon 
an Tollkühnheit. Wenn es so weitergeht, verspielen wir wichtige Zukunfts-
chancen – in Österreich, Brüssel und der Welt.

Herzlicht Eure
Therese Mitterbauer
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Verspielte Zukunft

PERSONALIA

Der Vorstand der Jungen Industrie 
(JI) Wien hat Heinrich Gröller (33), den 
geschäftsführenden Gesellschafter der 
Allholding Beteiligungsverwaltungsgesellschaft, zum 
neuen Vorsitzenden der JI Wien gewählt. DI Heinrich Gröller, 
seit 2005 Vorstandsmitglied der JI Wien, folgt Dr. Therese 
Mitterbauer, die kürzlich zur Bundesvorsitzenden der Jungen 
Industrie gewählt wurde. „In den letzten Jahren habe ich als 
Vorstandsmitglied der JI Wien eng mit Therese Mitterbauer 
zusammengearbeitet und möchte mich bei ihr für das große 
Engagement bedanken“, so Gröller. „Das Thema der Leistungs-
bilanz zwischen der jungen und der alten Generation ist eines 
der wichtigsten Zukunftsthemen für Österreich.“ Vor allem auch 
die Pensionsdiskussion soll daher im Sinne einer „Partnerschaft 
der Generationen“ ein zentraler Schwerpunkt der JI Wien sein.

Heinrich Gröller ist neuer 
Vorsitzender der JI Wien

BLICKPUNKT

Kart-Trophy Die Teilnehmer der diesjährigen Kart-Trophy der Jungen 
Industrie. Die ersten drei Plätze errangen: Michael Kimmeswenger (Müller-
Guttenbrunn GmbH), Dietmar Berger (Müller-Guttenbrunn GmbH), Christian 
Müller-Guttenbrunn (Müller-Guttenbrunn GmbH)
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Arbeitskreis gruppe1031 – 
„Homo entrepreneuricus“

Eine ihrer Aufgaben sieht die grup-
pe1031 darin, den Unternehmer-
geist und das Interesse an unter-
nehmerischem Handeln zu unter-
stützen, sei es, um den Weg in die 
Selbstständigkeit zu erleichtern, 
oder aber auch, um in bestehenden 
Organisationen mehr unternehme-
risches Denken zu fördern. Mit 
diesem Ziel vor Augen werden im 
diesjährigen Arbeitskreis die Per-
sönlichkeits- und Charaktermerk-
male von Unternehmern und Un-
ternehmerinnen näher diskutiert. 

UNTERNEHMERTUM Die gruppe1031 organisiert regelmäßig Arbeitskreise 
zu Schwerpunktthemen. Dieses Jahr beleuchtet ein 18-köpfi ges Team un-
ter der Leitung von Gernot Essl die Persönlichkeit von Unternehmern und 
Unternehmerinnen unter dem Arbeitstitel „Homo entrepreneuricus“.

WEB-TIPP
Infos und Termine der gruppe1031 unter 

  www.gruppe1031.at 

Der Jugend eine Stimme geben
PENSIONEN Der Vorstand der JI Steiermark formulierte seine Vision eines 
tragfähigen, generationengerechten Pensionssystems.

Neben einer professionellen Um-
frage, der Erstellung eines Selbst-
tests und der Veranstaltung von 
Clubabenden mit ausgewählten 
Unternehmerpersönlichkeiten 
wird auch mit akademischen Ex-
perten über aktuelle Forschungs-
ergebnisse in diesem Bereich dis-
kutiert. Eine Untergruppe führt ge-
zielte Interviews mit Menschen 
durch, welche herausragende un-
ternehmerische Leistungen er-
bracht haben, aber der Öffentlich-
keit noch nicht so bekannt sind. 

Darüber hinaus analysiert der Ar-
beitskreis die Feinde bzw. Hemm-
nisse des freien Unternehmer-
geistes sowohl in einem volkswirt-
schaftlichen Kontext als auch in 
großen Organisationsstrukturen. 
Wie auch beim letzten Arbeitskreis 
„Gescheiter(t)“ werden die Ergeb-
nisse in einer Broschüre zusam-
mengefasst und im Frühjahr 2010 
veröffentlicht. <

In einem zehn Punkte umfassenden Programm for-
dert die JI Steiermark eine Entpolitisierung des 

Pen sionssystems und die Einführung einer ausgegli-
chenen Generationenpartnerschaft von Alt und Jung. 
Als erstes Zeichen erwartet sich die JI die sofortige  
Beseitigung des Missverhältnisses in der Pensions-
kommission, wo sich ein Jugend- drei Pensionisten-
vertretern gegenüber fi ndet. Ebenso treten der Vorsit-
zende Alexander Tessmar-Pfohl und seine Vorstands-
kollegen für die raschestmögliche Beendigung der 
Hackler-Regelung ein. 

Einigkeit mit Gewerkschaftsjugend Vor einigen Wochen 
wurden diese Ideen nun mit Vertretern der steirischen 
Gewerkschaftsjugend (ÖGJ) diskutiert und in vielen 
Fragestellungen Einstimmigkeit der Jugendvertreter 
festgestellt:
Als zentrales Kriterium zur Sicherung der Altersvor-
sorge wurde die Steigerung der Erwerbsquote unter 
den 60- bis 65-Jährigen geortet, die u. a. durch eine 
Neugestaltung der Lebenseinkommenskurve oder an 
die Lebensdekade angepasste Weiterbildung erreicht 

werden soll. Eine professionelle Fade-Out-Phase soll 
den Übergang vom Erwerbsleben in die Pension für 
Arbeitnehmer wie -geber planbarer und ohne großen 
Know-how-Verlust gestaltbar machen. 
Auch hinsichtlich der Notwendigkeit der Steigerung 
der Mitsprache der Jugend und der Entpolitisierung 
des Systems sind sich die beiden Jugendorganisa-
tionen einig. 
Weiters fordern Junge Industrie und ÖGJ die Einfüh-
rung eines Familien-Splittings: Der individuelle Pen-
sionsbeitragssatz muss sich bei stei-
gender Zahl der Kinder re-
duzieren.
Um der Jugend in der 
aktuellen Diskussion 
zur Zukunft der Alters-
vorsorge eine Stimme 
zu geben, beschlossen 
ÖGJ und JI, die gemein-
samen Anliegen auch 
öffentlich zu prä-
sentieren. <
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Die Jugend fordert mehr Gerechtigkeit in 
der Generationenpartnerschaft.




